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Zusammenfassung

Am 1. Juli 2017 trat in Deutschland Prostituiertenschutzgesetz 
in Kraft. Vorausgegangen war eine Diskussion, in der sich zahl­
reiche Institutionen und Gruppen gegen dieses Vorhaben aus­
sprachen. Die Hauptkritikpunkte waren ein ihm zugrunde­
liegendes einseitiges Prostitutionsverständnis und die 
Schwächung des Schutzraumes der Sexarbeiterinnen und 
Sexarbeiter durch die behördlichen Kontrollen. Doch trotz der 
Kritik wurde das Gesetz verabschiedet. Rechtliche Grundlagen 
Da es durch die Kommunen umgesetzt werden muss, waren 
die Länder zu Ausführungsgesetzen verpflichtet. In Sachsen 
verzögerte sich dessen Verabschiedung erheblich. Ursache war 

eine zunächst bestehende Unklarheit, welches Fachressort ver­
antwortlich ist. Zudem gab es einen länger währenden politi­
schen Klärungsbedarf über die Finanzierung der den Kommu­
nen aufgebürdeten Mehrbelastungen. Erst ab 26. Juli 2018 
konnte mit der Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes 
in Sachsen begonnen werden. Erfahrungen In Dresden wurde 
daraufhin eine Struktur geschaffen, die eine eindeutige Tren­
nung zwischen der Gesundheitsberatung und der dem Ord­
nungsamt zugewiesene Anmeldung der Prostituierten vor­
sieht. Auch die beiden Angebote des Gesundheitsamtes für 
diese Personengruppe werden aufgrund konkurrierender Bun­
desgesetze räumlich und personell konsequent getrennt ge­
halten. Zugleich wurde ein neues Sachgebiet geschaffen, das 
beide Beratungsstellen umfasst. Durch die gemeinsame Fach­
aufsicht soll verhindert werden, dass innerhalb des Gesund­
heitsamtes die Arbeit für die Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter 
nach unterschiedlichen Maßstäben erfolgt. Ob mit dem Pros­
tituiertenschutzgesetz dem beabsichtigten Schutzzweck ge­
dient ist, darf nach den bisherigen Erfahrungen zumindest 
angezweifelt werden. Dresden hat sich bei der Umsetzung 
bemüht, durch klare Strukturen und interne Regeln möglichen 
negativen Folgen des Gesetzes entgegenzuwirken.

Abstr act

On July 1, 2017 the German sex workers protection act came 
into force. Numerous institutions and groups expressed their 
disagreement towards this action in preceding discussions. A 
major criticism was the underlying one-sided understanding 
of prostitution and on the dilution of protective spaces for sex 
workers resulting from control by the authorities. Nevertheless, 
the law was adopted. Legal basis As the act is to be implemen­
ted by municipalities, the federal states were obliged to imple­
ment the laws. In the federal state of Saxony, the adoption was 
delayed considerably, since initially it was unclear which de­
partment had the responsibility to implement the law. Further­
more, there was a long-lasting political need for clarification 
regarding the burden of additional finances on municipalities. 
Only on July 26, 2018 was the sex workers protection act im­
plemented in the federal state of Saxony. Experiences In the 
city of Dresden, structural conditions were established, al­
lowing a clear separation between the processes of health 
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Am 21. 102016 verabschiedete der Bundestag das „Gesetz zur Re­
gulierung des Prostitutionsgewerbes sowie zum Schutz von in der 
Prostitution tätigen Personen“, kurz: das Prostituiertenschutzge­
setz (ProstSchG) [1]. Dem war eine mehrjährige, kontrovers ge­
führte Debatte vorausgegangen. Zahlreiche Institutionen und 
Netzwerke, die in ihrer alltäglichen Praxis für Sexarbeiterinnen und 
Sexarbeiter tätig sind, wandten sich in Stellungnahmen gegen die 
Gesetzesinitiative und bezweifelten, dass mit den angestrebten 
Maßnahmen der gewollte Schutzzweck wirklich erreichbar ist. So 
wurde in einer Stellungnahme mehrerer Gesundheitsämter ge­
meinsam mit dem Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des öf­
fentlichen Gesundheitsdienstes e.V. ausgeführt: „Die vorgesehene 
Anmelde- und Beratungspflicht für Prostituierte stellt einen erheb­
lichen Eingriff in die Persönlichkeitsrechte dar. Sie ist in hohem 
Maße stigmatisierend und ungeeignet, mögliche Opfer von Men­
schenhandel und Gewalt zu identifizieren und zu schützen. Eine 
Mitwirkung von Gesundheitsämtern bei der Umsetzung des Ent­
wurfs stimmt nicht mit den geltenden Rechtsnormen überein, da 
sie im Widerspruch zum bewährten IfSG steht. Sie gefährdet zudem 
die Erfolge der auf Vertrauen beruhenden Präventionsarbeit der 
Gesundheitsämter“ [2].In ähnlicher Weise äußerten sich unter an­
derem das „Bündnis der Fachberatungsstellen für Sexarbeiterinnen 
und Sexarbeiter (bufas) e.V. [3], der Deutsche Juristinnenbund [4], 
der Bundesweite Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V. 
[5] und die Deutsche STI-Gesellschaft [6]. Trotz aller grundsätzli­
chen Einwände wurde das Gesetzverabschiedet und sollte ab dem 
1.7.2017 in Kraft treten.

Die Hauptkritikpunkte an dem Gesetz betreffen die Anmelde­
pflicht für Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter, die eine behördliche 
Speicherung persönlicher Daten und Kontrolle voraussetzt, und die 
Pflicht zur Gesundheitsberatung „durch eine für den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst zuständige Behörde“ (ProstSchG § 10 Abs. 1), 
die zumindest bei der Erstberatung eine namentliche Bescheini­
gung vorsieht. Sie steht damit im Widerspruch zu den pflichtgemä­
ßen Aufgaben eines Gesundheitsamtes nach § 19 des Infektions­
schutzgesetzes, der Freiwilligkeit und Anonymität des Beratungs- 
und Untersuchungsangebots zu sexuell übertragbaren Infektionen 
auch für Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter vorsieht.

Tätigkeitsanmeldung und Gesundheitsberatung nach dem Pro­
stituiertenschutzgesetz verfolgen die Absicht, die in der Prostitu­
tion Tätigen den Behörden bekannt zu machen. Dadurch soll es 
leichter möglich sein, Zwangslagen zu erkennen und Hilfen anzu­
bieten [7]. Das hat jedoch zur Folge, dass die Umsetzung der An­
meldepflicht kontrollierbar sein muss. Entsprechend haben alle 
Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter während der Ausübung ihrer Tä­
tigkeit den Anmeldeausweis und die Bescheinigung über die Ge­
sundheitsberatung mit sich zu führen (ProstSchG § 5 Abs. 7 und § 

10 Abs. 6). Über diese Nachweise sind sie, selbst wenn sie auf ihren 
Alias ausgestellt sind, als Prostituierte zu identifizieren – auch für 
diejenigen, die diese mitzuführenden Papiere nur zufällig sehen. In 
diesem Problem äußert sich die besondere Situation der in der Pro­
stitution Tätigen. Es handelt sich um eine Gruppe mit einem hohen 
Risiko, in ihrem sozialen Umfeld stigmatisiert zu werden. Die zen­
trale Kritik an dem Prostituiertenschutzgesetz liegt demnach darin, 
dass der Schutzraum, den die Anonymität und die Nichtregistrie­
rung der Tätigkeit bedeutet hat, durch das Gesetz erheblich ge­
schwächt wird [4, 5].

Ein Prostitutionsverständnis, das die Realität 
nur ungenügend wiederspiegelt
Insgesamt liegt diesem Gesetz ein eher eindimensionales Prosti­
tutionsverständnis zugrunde. Es zielt in erster Linie auf große Ein­
richtungen ab, die von Betreibern geführt werden, die vermeint­
lich im kriminellen Feld agieren und bei denen Frauen und Männer 
arbeiten, die sich in diese Halbwelt mit fast automatischen Zwangs­
strukturen begeben haben bzw. mussten. Der angesprochene 
Schutzraum der Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter, der sich daraus 
ergibt, dass sie ihre Tätigkeit – außer gegenüber dem Finanzamt – 
nicht offenlegen müssen, dient infolgedessen eher dem Schutz der 
Betreiber. Daher geht es darum, möglichst viel Licht in die Prosti­
tutionsszene zu bringen. Dabei wird nicht beachtet, dass sich in 
einer Gesellschaft mit zunehmend individualisierten Lebenslagen 
auch die Prostitution auffächert. So gibt es neben den klassischen 
großen Bordellen und dem Straßenstrich ebenso Wohnungspros­
titution, Escortservice, Massagestudios, bei denen sexuelle Hand­
lungen nur ein Teil des Gesamtpakets sind, sexuelle Assistenz, bei 
der Menschen mit Behinderungen oder Menschen in Pflege- und 
Altersheimen Körperkontakt und vielleicht auch Sex bekommen, 
und anderes mehr. Immer mehr Frauen und Männer, die in diesen 
Bereichen tätig sind, verstehen sich nicht als „Professionelle“, die 
allein über Erotikdienstleistungen ihren Lebensunterhalt verdie­
nen. Studentinnen finanzieren ihr Studium, junge Männer füllen ihr 
Budget für Weihnachtsgeschenke auf, es gibt Gelegenheitsprosti­
tution, es gibt temporäre Episoden, es gibt das Verständnis eines 
seriösen, helfenden Berufs usw. Das Prostitutionsverständnis, von 
dem das Prostituiertenschutzgesetz geprägt ist, spiegelt längst 
nicht das gesamte Spektrum des Erotikgewerbes wider. Doch ge­
rade für diejenigen, die sich nebenher und vielleicht nur für eine 
begrenzte Zeit prostituieren, ist die behördliche Registrierung stark 
verunsichernd. Sie wissen nicht, ob sie diese Episode ihres Lebens 
später noch einmal einholt. Hinzu kommen zahlreiche Auslände­
rinnen und Ausländer, die befürchten, dass sie an Behörden in ihrem 
Heimatland gemeldet werden und bei Rückkehr in ihre Heimat mas­

counselling by the Public Health Office and the registration of 
the sex workers by the Public Order Office. Also, the different 
services of the Public Health Office are kept physically separate 
due to competing federal laws. Simultaneously, a new specialist 
area was created including both counselling centres, which thus 
prevents different standards in the services provided for sex 

workers within the Public Health Office. Whether the sex wor­
kers protection act serves the intended purpose may be doub­
ted. The city of Dresden has made an attempt to counteract 
the negative consequences of the law by implementing clear 
structures and internal standards.
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sive Schwierigkeiten bekommen. Rückmeldungen aus der Szene 
zeigen, dass gerade diejenigen verunsichert sind, für deren Schutz 
das Gesetz eigentlich gemacht ist.

Die Regelungen des Prostituiertenschutzgesetzes haben zudem 
Auswirkungen auf die Prostitutionsszene. In der Konsequenz werden 
gerade die Einrichtungen gefördert, welche die zahlreichen Aufla­
gen (ProstSchG §§ 12–28) problemlos erfüllen können. Damit rich­
tet sich das Prostituiertenschutzgesetz de facto gegen gewachsene, 
kleinteilige Strukturen und leistet einer Zentralisierung Vorschub. In 
Dresden gibt es bspw. keinen klar umgrenzten Rotlichtbezirk und 
nur sehr wenige größere Einrichtungen, dafür aber zahlreiche Woh­
nungen, in denen Prostitution stattfindet. Diese Wohnungen wer­
den meist von Frauen betrieben, die selbst in ihnen tätig sind. Sie 
haben schon zu ihrem eigenen Schutz das Interesse, mit anderen 
Frauen zusammenzuarbeiten. Dann aber müssen sie gemäß dem 
Prostituiertenschutzgesetz zahlreiche, nur schwer umsetzbare Auf­
lagen erfüllen (z. B. Installation eines Notrufsystems, zusätzliche Auf­
enthalts- und Pausenräume – ProstSchG § 18 Abs. 2). Die Verunsi­
cherung bei diesen Frauen ist entsprechend groß. Sie befürchten, 
die manchmal jahrelang für die Sexarbeit genutzte Wohnung ohne 
Alternative aufgeben zu müssen. Ihre Reaktion auf das neue Gesetz 
ist, abzuwarten und die Wohnung vorerst nicht anzumelden. Man­
che haben bereits ihre Arbeitswohnung aufgegeben. In Dresden wird 
derzeit schon festgestellt, dass Angebote unter der Überschrift „Haus 
& Hotel“ zunehmen. Das heißt, dass die Frauen zum Kunden in des­
sen Wohnung, in dessen LKW oder in ein Hotel gehen. Es gibt also in 
der Folge des Gesetzes mehr Frauen, die der Prostitution ohne eige­
ne Räume nachgehen. Ob das wirklich dem Schutz dieser Frauen 
dient, ist fraglich. Gleiches gilt für eine Zentralisierung des Prostitu­
tionsgewerbes in großen Einrichtungen. Auch hier lässt sich bezwei­
feln, ob damit der Schutzzweck des Gesetzes wirklich eingelöst wird, 
da Großbetriebe Abhängigkeiten eher begünstigen.

Das Sächsische Ausführungsgesetz – eine 
schwere Geburt
Neben den inhaltlichen Fragen, die das Gesetz aufwirft, gab und 
gibt es auch Probleme bei der Umsetzung durch die Behörden. Es 
handelt sich um ein Bundesgesetz, für dessen Umsetzung jedoch 
die Kommunen verantwortlich sind, in denen Prostitution stattfin­
det. Damit stellen sich Fragen der Organisation und der Finanzierung. 
Für beides trifft das Bundesgesetz keine ausreichenden Regelungen. 
Dafür müssen die Länder mit eigenen Ausführungsgesetzen Sorge 
tragen – jedoch vor dem Hintergrund, dass Sexarbeiterinnen und 
Sexarbeiter oft über Ländergrenzen hinweg tätig sind. So soll es 
unter bestimmten Umständen einen Datenaustausch zwischen 
Kommunen über Anmeldungen von in der Prostitution Tätige 
geben (ProstSchG § 36 Abs. 2.4). Einer willkürlichen Weitergabe 
von Daten steht zwar eine Bundesverordnung entgegen [8], den­
noch bedeutet bereits der Fakt einer möglichen Datenweitergabe 
eine weitere Verunsicherung, insbesondere bei ausländischen Sex­
arbeiterinnen und Sexarbeitern.

Ein besonderes Problem stellt die Finanzierung der im Gesetz 
festgelegten Maßnahmen dar. Die im Gesetzesentwurf [7] ange­
gebenen Kosten des Prostituiertenschutzgesetzes waren deutlich 
zu niedrig und wurden heftig kritisiert [2]. Allerdings waren die Län­
der gefordert, die Finanzierung der im Gesetz enthaltenen Aufga­

ben zu regeln. Deren Spielraum reichte von einer Vollfinanzierung 
der notwendigen Personalstellen und Leistungen durch das Land 
bis hin zu einer vollständigen Finanzierung über Gebühren. Haupt­
argument für die Gebührenfinanzierung war die Einschätzung, dass 
die Tätigkeitsanmeldung der Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter 
einer Gewerbeanmeldung gleichzusetzen sei. Die Argumentations­
linie war: Wenn dafür eingetreten wird, die Tätigkeit im Prostitu­
tionsgewerbe als normale Arbeit anzusehen, dann entstünden hier 
auch gleiche Pflichten und Rechte gegenüber anderen Tätigkeiten. 
Da das neue Gesetz eine Anmeldung zur Voraussetzung für diese 
Arbeit macht, mit der die Verpflichteten anschließend ihr Geld ver­
dienen, kann nicht erwartet werden, dass der Steuerzahler die Kos­
ten für Anmeldung und Gesundheitsberatung trägt [9]. Das Argu­
ment gegen eine Gebührenfinanzierung bezog sich demgegenüber 
auf die Tatsache, dass das Gesetz ausdrücklich keine Gewerbean­
meldung vorsieht, sondern dem Schutz der in der Sexarbeit Täti­
gen dient [10]. Eine Gebührenerhebung würde diejenigen zur Kasse 
bitten, die geschützt werden sollen. Unter Umständen wären die 
Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter gezwungen, zusätzliche Kunden 
zu bedienen, um die Gebühren zahlen zu können. Dieses Argument 
gewann durch eine spezifische Regelung des Prostituiertenschutz­
gesetzes an Kraft: Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter unter 21 Jah­
ren werden in ihm als besonders schutzbedürftig angesehen (Prost­
SchG § 4 Abs. 4 und § 10 Abs. 3). Daher müssen sie die Gesund­
heitsberatung und die Anmeldung doppelt so oft wiederholen wie 
diejenigen, die das 21. Lebensjahr vollendet haben. Sie würden bei 
einer Gebührenfinanzierung damit auch doppelt so häufig zur Kasse 
gebeten. Berechnungen des Dresdner Gesundheitsamtes gingen 
für diese Gruppe von ca. 180 EUR im Jahr aus, die als Gebühren zu 
erbringen wären. Es lässt sich erahnen, wie viele zusätzliche sexuel­
le Dienstleistungen dafür erbracht werden müssen.

Die sächsische Landesregierung tat sich ausgesprochen schwer 
mit der Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes. Die Klärung 
der Zuständigkeit zog sich sehr lange – für die betroffenen Kom­
munen zu lange – hin. In dem Kompetenzgerangel spiegeln sich 
die inhaltlichen Unklarheiten des Bundesgesetzes wider. Die 
Schutzabsicht, die dem Gesetz zugrunde liegt, war nicht sozial- und 
gesundheitswissenschaftlich fundiert. So geht es ihm bspw. nicht 
um Stärkung der Betroffenen (Empowerment, Partizipation). Es 
sollte vielmehr einer Gruppe, die per se und ohne Differenzierung 
(von oben herab) als vulnerabel definiert wurde, durch administ­
rative Maßnahmen im ordnungspolitischen Bereich (Kontrolle – 
ProstSchG § 5 Abs. 2 und § 11 Abs. 3,4) mit Nähe zum Gewerbe­
recht („Anmeldung vor der Tätigkeitsausübung“ – ProstSchG § 3) 
geholfen werden. Am Ende bekam das Sozialministerium, in des­
sen Verantwortungsbereich in Sachsen auch das Gesundheitsthe­
ma liegt, die Erarbeitung des sächsischen Ausführungsgesetzes 
sowie die künftige Fachaufsicht für die Umsetzung auf den Tisch.

Die über Monate währende Unklarheit auf Landesebene führte 
dazu, dass sich die Erarbeitung des Ausführungsgesetzes erheblich 
verzögerte. Erst im November 2017, also ein Jahr nach Verabschie­
dung des Bundesgesetzes, lag ein Referentenentwurf vor und 
wurde zur Stellungnahme an den Sächsischen Städte- und Gemein­
detag gesandt. Zuvor sah sich das verantwortliche Sozialministe­
rium durch die verzögerte Umsetzung unter Druck. Es empfahl 
daher den 6 zuständigen sächsischen Kommunen [11] ab Juli mit 
der Gesundheitsberatung und der Anmeldung zu beginnen. Die 
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dabei entstehende Finanzierungslücke solle durch Gebühren ge­
deckt werden. Auf die Anmerkung der Städte Leipzig und Dresden, 
dass es dafür noch gar keine rechtliche Grundlage gäbe, wurde ver­
sichert, dass durch das künftige sächsische Ausführungsgesetz die 
Gebührenfinanzierung festgeschrieben und rückwirkend zur Gel­
tung gebracht werde [12]. Entsprechend sah der Referentenent­
wurf vom November 2017 die vollständige Gebührenfinanzierung 
vor. Die Einwände des Sächsischen Städte- und Gemeindetags 
gegen dieses Verfahren fanden zunächst kein Gehör [13].

Die Nichtbeachtung des Schutzzwecks des Prostituierten­
schutzgesetzes durch die angestrebte, vollständige Gebührenfi­
nanzierung [14] und die rechtlich problematische Empfehlung des 
Sozialministeriums, das Prostituiertenschutzgesetz zunächst ohne 
landesrechtliche Grundlage umzusetzen, führte zu Unmut auf kom­
munaler Ebene – insbesondere in Dresden und Leipzig [15]. Es ver­
mittelte sich der Eindruck, dass die grundlegende Problematik des 
Bundesgesetzes und die Umsetzungsprobleme auf Landesebene 
auf die Kommunen abgeschoben werden sollten. In deren täglicher 
Arbeit kam die Unzufriedenheit über das neue Gesetz, die immer 
wieder verzögerte Umsetzung in Sachsen, aber auch der Ärger über 
die geplanten Gebühren an. Daraufhin wurden – und hier insbe­
sondere durch den Autor dieses Artikels – bestehende informelle 
Kontakte zu den Landtagsfraktionen genutzt, um auf die Situation 
aufmerksam zu machen und Änderungen am Entwurf zum Sächsi­
schen Ausführungsgesetz zum Prostituiertenschutzgesetz (Sächs­
ProstSchGAG) durchzusetzen. Besonders bedeutsam war die An­
hörung zum Gesetzesentwurf im Sozialausschuss des Sächsischen 
Landtags, bei der sich alle geladenen Expertinnen und Experten 
gegen die Gebührenfinanzierung aussprachen. Nach weiteren Sit­
zungen und Debatten im Landtag wurde ein Gesetz beschlossen, 
das die Gesundheitsberatung gebührenfrei stellte und die Gebüh­
ren für die Anmeldung deutlich begrenzte [16]. Eine Korrektur des 
ursprünglichen Referentenentwurfs war damit gelungen.

Die Umsetzung im Gesundheitsamt Dresden
Parallel zur Auseinandersetzung um das SächsProstSchGAG wurde 
in Dresden begonnen, die Strukturen für die konkrete Umsetzung 
des Prostituiertenschutzgesetzes zu schaffen. Es musste trotz der 
Vorbehalte spätestens mit Verabschiedung des Bundesgesetzes im 
Herbst 2016 ein Verständnis für die notwendigen Anforderungen 
entwickelt werden, das zugleich die problematischen Seiten des 
Gesetzes für die Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter so weit wie mög­
lich abfedert.

Von Beginn an arbeiteten die zuständigen Stellen der Dresdner 
Stadtverwaltung zusammen und waren bemüht, die notwendigen 
Strukturen reibungslos aufzubauen. Dabei bestand bei 2 Grund­
sätzen Einigkeit: Zum einen sollten die Gesundheitsberatung (Prost­
SchG § 10) und die Tätigkeitsanmeldung (ProstSchG §§ 3–9 und 
11) institutionell und räumlich getrennt stattfinden. Das Ordnungs­
amt sah die Anmeldung der Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter 
sowie die Erlaubnispflicht für Einrichtungen des Erotikgewerbes 
(ProstSchG §§ 12–33) als seine Aufgabe. Demgegenüber ist die Ge­
sundheitsberatung als Hilfsangebot des Gesundheitsamtes zu ver­
stehen. Deshalb wurde die Gesundheitsberatung und Anmeldung 
nicht im selben Amt, auch nicht im selben Gebäude angesiedelt.

Zugleich wurde von Beginn an eine eindeutige Trennung zwi­
schen den beiden nun bestehenden Angebote des Gesundheits­
amtes für Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter vollzogen. Auch hier 
besteht eine klare räumliche und personelle Trennung. Die Bera­
tungsstelle für AIDS und sexuell übertragbare Infektionen, die für 
die Umsetzung des § 19 Infektionsschutzgesetz zuständig ist, be­
findet mehrere Kilometer entfernt von der Gesundheitsberatung 
nach § 10 ProstSchG. Es wurden 2 Sozialarbeiterinnen für die neue 
Aufgabe eingestellt. Einen personellen Austausch, z. B. zu Vertre­
tungszwecken, gibt es zwischen beiden Einrichtungen nicht.

Das führte jedoch zu einer anderen Herausforderung. Beide 
neuen Kolleginnen hatten keine Vorerfahrungen in der Arbeit mit 
Prostituierten. Sie waren auch nicht mit der Historie der Prostitu­
tionsgesetzgebung und der Diskussion um das Prostituierten­
schutzgesetz vertraut. Sie waren gefordert, eine fachgerechte Be­
ratungsarbeit umzusetzen und zugleich ihre eigene Aufgabe inner­
halb der Prostitutionsdiskussion kritisch zu hinterfragen. Sie sollten 
sich mit den Grenzen einer Pflichtberatung auseinandersetzen und 
zugleich die Chancen nutzen, die dennoch in ihrer Aufgabe für die, 
die sie beraten, liegen. Hinzu kam, dass Dresden exponiert Stellung 
gegenüber der neuen Gesetzgebung bezogen hatte. Dem wurde 
begegnet, indem das neue Sachgebiet „Sexuelle Gesundheit“ ge­
schaffen wurde, in das beide Beratungsstellen eingeordnet wurden. 
Die Leitung des Sachgebiets wurde dem bisherigen Leiter der Be­
ratungsstelle für AIDS und sexuell übertragbare Infektionen über­
tragen, der weiterhin in erster Linie in dieser Beratungsstelle tätig 
bleibt. Zugleich wurde sichergestellt, dass keinerlei Daten zwischen 
beiden Beratungsstellen ausgetauscht werden. Die einheitliche 
Fachaufsicht für beide Beratungsstellen durch den Leiter des Sach­
gebiets wird neben verwaltungsbezogenen Themen durch kollek­
tive, anonyme Fallbesprechungen, Supervision und interne Fach­
beratung umgesetzt. Dadurch ist es gelungen, bei allen angespro­
chenen Schwierigkeiten eine gemeinsame kollektive Identität zu 
entwickeln und bei allen strukturellen Schwierigkeiten „an einem 
Strang zu ziehen“.

Einer fachlich guten Umsetzung des neuen Gesetzes diente auch 
der Ausbau des Dresden-spezifischen Netzwerks an Fachstellen. 
Der seit mehreren Jahren bestehende „Arbeitskreis Prostitution“ 
traf sich zum gegenseitigen Austausch über den Stand der Umset­
zung. Der Gemeindedolmetscherdienst wurde für eine Zusammen­
arbeit gewonnen und potenzielle Dolmetscher durch das Gesund­
heitsamt geschult. Die neuen Kolleginnen wurden in bestehende 
Kontakte mit Schuldnerberatung, Drogenberatung, Schwanger­
schaftsberatung, Gynäkologen, der Fachberatungsstelle für Opfer 
von Menschenhandel (KobraNet), der Polizei u.a.m. einbezogen.

Eine wichtige Herausforderung bei der Etablierung beider Bera­
tungsstellen des Gesundheitsamtes für Prostituierte besteht in der 
Vermittlung der unterschiedlichen Angebote. Das neue Gesetz mit 
seinen verpflichtenden Regelungen führte zu einer starken Fokus­
sierung der Prostitutionsszene auf die Gesundheitsberatung nach 
ProstSchG und die Tätigkeitsanmeldung im Ordnungsamt. Anfäng­
lich hatten zudem viele Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter irriger­
weise angenommen, dass die Pflichtberatungen in der seit Jahren 
bekannten AIDS/STI-Beratungsstelle durchgeführt werden. So 
waren die meisten dortigen Beratungen in der Zeit, als das Bundes­
gesetz bereits in Kraft war, aber in Dresden noch keine Umsetzung 
stattfand, von diesem Thema bestimmt. Zugleich führte die zu­
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nehmende Erkenntnis, dass die etablierte Beratungsstelle für AIDS 
und sexuell übertragbare Infektionen nicht für die Umsetzung des 
neuen Gesetzes zuständig ist, erst einmal zu einer geringeren In­
anspruchnahme des weiterhin bestehenden freiwilligen und ano­
nymen Beratungs- und Untersuchungsangebots. Die Aufgabe be­
stand und besteht also darin, beide Beratungsstellen in ihren un­
terschiedlichen Aufgaben bekannt und transparent zu machen. 
Dazu werden verschiedenste Medien genutzt, aber auch die per­
sönliche Beratung. Es gibt für jede Beratungsstelle eine Internet­
seite [17]. Der bereits existierende „Wegweiser für Sexarbeiterin­
nen und Sexarbeiter in Dresden“ wurde überarbeitet und den 
neuen Gegebenheiten angepasst. Er liegt neben dem Deutschen 
in 7 weiteren Sprachen vor und bietet umfassende Informationen 
zu rechtlichen Regelungen und Hilfsangeboten. Zudem wurde ein 
Aushang für Erotikeinrichtungen konzipiert, der die Angebote bei­
der Beratungsstellen vorstellt und ebenfalls in sieben Sprachen 
übersetzt wurde. Darüber hinaus wird bei aufsuchender Sozialar­
beit durch die Beratungsstelle für AIDS und sexuell übertragbare 
Infektionen in Erotikeinrichtungen über die unterschiedlichen An­
gebote informiert.

  
Fazit

Als Fazit lässt sich bereits jetzt sagen, dass das Prostituier­
tenschutzgesetz Veränderungen gebracht hat und manches 
noch weiter verändern wird. Die institutionellen Verände­
rungen sind offensichtlich: Es gibt innerhalb des Gesund­
heitsamtes Dresden eine neue Beratungsstelle, 2 neue 
Personalstellen und ein verändertes Sachgebiet. Die 
Aufgaben im Ordnungsamt wurden erweitert. In der 
Landesdirektion Sachsen wurde eine Fachaufsicht für die 
Umsetzung des ProstSchG eingerichtet und es trifft sich 
regelmäßig eine Landesarbeitsgruppe, um Fragen zur 
Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes zu bespre­
chen. In der Deutschen STI-Gesellschaft gibt es innerhalb 
der Sektion Sexuelle Gesundheit eine Arbeitsgruppe 
„Sexarbeit“, die sich ebenfalls dem informellen Austausch 
der Gesundheitsämter zu diesem Thema verpflichtet sieht. 
Es gibt bundesweite Treffen, die dem Austausch über die 
neue Aufgabe dienen. Das Prostituiertenschutzgesetz hat 
also für einen gewissen Wirbel in den betroffenen Gesund­
heits- und Ordnungsämtern gesorgt.

Schwieriger sind die Veränderungen zum jetzigen Zeitpunkt für die 
Prostitutionsszene abzuschätzen. Es gibt keine einheitliche Szene 
gibt, deshalb sind die einzelnen Städte und Gemeinden, in denen 
Prostitution stattfindet, miteinander schwer vergleichbar. In Dres­
den mit seiner eher gemeindenahen und vergleichsweise kleinen 
Szene hat das Gesetz die bis dato relativ ruhige Situation schon jetzt 
beunruhigt. Wohnungen wurden geschlossen, bei neuen wird – 
anders als früher – gegenüber den Sozialarbeiterinnen in der AIDS/
STI-Beratungsstelle oft keine Arbeitsadresse mehr angegeben. An­
gebote ohne feste Arbeitsstätte nehmen zu (Haus, Hotel, LKW). 
Natürlich hat sich die Szene noch nicht grundlegend geändert. Viele 

Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter nehmen die neue Situation als 
gegeben an und sind bemüht, sich unter den neuen Bedingungen 
einzurichten. Die gerade für die Dresdner Situation befürchtete 
Zentralisierung der Prostitutionseinrichtungen mit einer Verdrän­
gung etablierter Einrichtungen und einem Rückgang deutscher 
Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter ist bisher nicht zu beobachten. 
Allerdings wird das Prostituiertenschutzgesetz in Dresden erst seit 
einem Jahr umgesetzt und erste kleinere Einrichtungen stoßen auf 
die erwarteten Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Auflagen. 
Derzeit warten viele in der Prostitution Tätige noch ab und vermei­
den so lange es geht die Anmeldung bzw. den Antrag auf Erlaub­
nis. Faktisch nimmt dadurch zum jetzigen Zeitpunkt illegale Pros­
titution zu.

Auf der anderen Seite werden bereits jetzt Sexarbeiterinnen und 
Sexarbeiter beraten, die bisher noch keinen Kontakt zum Gesund­
heitsamt hatten. Die Verpflichtung zur Gesundheitsberatung stellt 
also auch eine Chance dar. Dafür ist es aber auch wichtig, dass das 
Beratungsangebot trotz seines verpflichtenden Charakters ein 
wirkliches Hilfsangebot ist. Die konzeptionelle und strukturelle Um­
setzung mit der klaren Trennung zwischen Gesundheitsberatung 
und Tätigkeitsanmeldung, aber auch zwischen dem verpflichten­
den Angebot nach ProstSchG § 10 und dem freiwilligen und ano­
nymen Beratungs- und Untersuchungsangebot nach IfSG § 19 ent­
spricht einer fachgerechten Arbeit, die nicht einem kontrollstaat­
lichen Denken erwächst, sondern die für die Sexarbeiterinnen und 
Sexarbeiter geschieht. Ideen, man könne die Pflicht zur Gesund­
heitsberatung nutzen, um automatisch Sexarbeiterinnen und Sex­
arbeiter dem Untersuchungsangebot zuzuführen oder sie zu kon­
trollieren, wurden in Dresden von Beginn an abgelehnt. Es ist als 
gut und bemerkenswert zu beurteilen, dass sich die Stadtverwal­
tung sowohl auf den Leitungsebenen als auch bei den beteiligten 
Fachämtern in diesem Punkt immer einig war.
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